
1800 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht und Antrag 

des Verfassungsausschusses 

betreffend den Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Bundesbediensteten-S<;hutzgesetz 

geändert wird 

Im Zuge der Beratungen über die Regierungs­
vorlage 1656 der Beilagen betreffend Bundesgesetz, 
mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 
(BDG-Novelle 1994), das Gehaltsgesetz 1956, das 
Vertragsbedienstetengesetz 1948, das Pensions ge­
setz 1965, das Nebengebührenzulagengesetz, das 
Bezügegesetz, das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 
1984, das Land- und forstwirtschaftliche Landes­
lehrer-Dienstrechtsgesetz 1985, das Bundeslehrer­
Lehrverpflichtungsgesetz, die Reisegebührenvor­
schrift 1955, die Bundesforste-Dienstordnung 
1986, das Verwaltungsakademiegesetz, das Dienst­
rechtsverfahrensgesetz 1984, das Eltern-Karenzur­
laubsgesetz, das Bundesgesetz über die Abgeltung 
von Lehr- und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen 
und das Bundesfinanzgesetz 1994 geändert wer­
den, haben die Abgeordneten Dr. Dieter A n  t o n  i 
und Dr. Andreas K h o l  am 5. Juli 1994 einen 
Antrag eingebracht, dem Nationalrat gemäß § 27 
Abs. 1 Geschäftsordnungsgesetz einen Selbständi­
gen Antrag vorzulegen, der ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bundesbediensteten-Schutzgesetz geändert 
wird, zum Gegenstand hat. 

Ziel des Entwurfes ist es, auf Grund des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts­
raum die Vorschriften auf dem Gebiet des 
technischen und arbeitshygienischen Bundesbedien- . 
stetenschutzes anzupassen, um entsprechend Arti­
kel 67 und dem Anhang XVIII eine Umsetzung. 
der Mindestvorschriften der EG-Richtlinien zu. 
gewährleisten. 

Für die unter den Anwendungsbereich des 
geltenden Arbeitnehmerschutzgesetzes fallenden 
Bundesbetriebe soll diese Anpassung durch das 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetz (1590 der Beilagen 
zu den Stenographischen Protokollen des N atio-

nalrates XVIII. GP) erreicht werden. Für die unter 
den Anwendungsbereich des geltenden Bundesbe­
diensteten-Schutzgesetzes fallenden Bundesdienst­
stellen soll diese Anpassung. im Hinblick auf die 
aufgabenmäßigen Besonderheiten und die Dienst­
stellenstruktur des Bundesdienstes in Form von 
Novellen zum Bundesbediensteten-Schutzgesetz 
erfolgen. 

Als erster Anpassungsschritt soll für die dem 
Bundesbediensteten-Schutzgesetz unterliegenden 
Dienststellen eine arbeitsmedizinische Betreuung 
eingerichtet werden. 

Der Entwurf erfordert folgende Mehrkosten 
gegenüber dem jeweiligen Vorjahr: 

1995 1996 1997 

Mio. S 2,536 2,536 20,276 
1998 1999 2000 

35,918 

Diese Mehrkosten ergeben sich bei schrittweiser 
Einführung der arbeitsmedizinischen Betreuung für 
Bereiche mit höherem Gefährdungspotential mit . 

1. Juli 1995 (Gefahrenklasse III), mit mittlerem 
Gefährdungspotential mit 1. Jänner 1997 (Gefah­
renklasse II) und mit geringem Gefährdungspoten­
tial mit 1. Jänner 2000 (Gefahrenklasse I). 

Die Mehrkosten wurden auf Grund eines vom 
Österreichischen Bundesinstitut für Gesundheits­
wesen (ÖBIG) i� Auftrag des Bundeskanzl�ramtes 
entwickelten Konzeptes fvr eine arbeitsmedizini­
sche Versorgung der Bundesbediensteten durch 
überbetriebliche arbeitsmedizinische Zentren und 
einer entsprechenden Modellrechnung ermittelt. 
Dabei wurden unter der Annahme bestehender 
AMZ-Standorte, in Anlehnung an die Empfehlun­
gen der deutschen V erwaltungs-Berufsgenossen­
schaften hinsichtlich der gefahrenklassenspezifisch 
zu erwartenden Einsatzzeiten der Arbeitsmedizi­
ner, der durchschnittlichen Arbeitszeiten der 
Arbeitsmediziner und der Betreuungsorte im 
gesamten Bundesgebiet die Personal- und Reise­
kosten ermittelt. 
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Der Entwurf wurde wie folgt erläutert: 

Auf Grund des Abkommens über den Euro­
päischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
ergibt sich die Notwendigkeit, die Vorschriften 
auf dem Gebiet des technischen und arbeits­
hygienischen Bundesbedienstetenschutzes zu 
ändern. 

Art. 67 des EWR-Abkommens legt fest: 

"Die Vertragsparteien bemühen sich, die Ver­
besserung insbesondere der Arbeitsumwelt zu 
fördern, um die Sicherheit und die Gesundheit 
der Arbeitnehmer zu schützen. Als Beitrag zur 
Verwirklichung dieses Zieles werden Mindestvor­
schriften angewendet, die unter Berucksichtigung 
der bestehenden Bedingungen und technischen 
Regelungen der einzelnen Vertragsparteien schritt­
weise durchzuführen sind. Derartige Mindestvor­
schriften hindern die einzelnen Vertragsparteien 
nicht daran, Maßnahmen zum verstärkten Schutz 
der Arbeitsbedingungen beizubehalten oder zu 
treffen, die mit diesem Abkommen vereinbar sind." 

Anhang XVIII des EWR-Abkommens enthält 
eine Liste der umzusetzenden Mindestvorschriften. 

Der vorliegende Entwurf beinhaltet als Vorgriff 
auf die umfassend notwendige Anpassung des 
Bundesbediensteten-Schutzgesetzes an diese Min­
destvorschriften im Sinne des Entwurfes des 
ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes (1590 der Beila­
gen zu den Stenographischen Pr�tokollen des 
Nationalrates XVIII. GP) und entsprechend der 
Richtlinie 89/391 die Einführung einer arbeits­
medizinischen Betreuung für die unter den 
Geltungsbereich des Bundesbediensteten -Schutz ge­
setzes fallenden Bundesdienststellen. 

Zu den einzelnen Bestimmungen: 

Zu § 3 a BSG: 

Abs. 1 enthält im Sinne der Rahmenricht­
linie 89/391 die Verpflichtung des Bundes als 
Dienstgeber, für die unter den Geltungsbereich des 
Bundesbediensteten -Schutzgesetzes fallenden 
Dienststellen eine arbeitsmedizinische Betreuung 
einzurichten. 

Gemäß Art. 2 dieser Richtlinie findet diese "auf 
alle privaten oder öffentlichen Tätigkeitsbereiche 
(gewerbliche, landwirtschaftliche, kaufmännische, 
verwaltungsmäßige sowie dienstleistungs- oder 
ausbildungsbezogene, kulturelle und Freizeittätig­
keiten usw.)" Anwendung. Ausnahmen sind nur 
zulässig für spezifische Tätigkeiten im öffentlichen 
Dienst, zB' bei den Streitkräften oder der Polizei, 
oder bestimmte spezifische Tätigkeiten bei den 
Katastrophendiensten. 

Abs. 2 nimmt in diesem Sinne Dienststellen oder 
Teile von solchen in Baulichkeiten und Anlagen 
von militärischer Besonderheit, die zum Wirkungs-

bereich des Bundesministeriums für Landesverteidi­
gung gehören, von der Verpflichtung zur Ein­
richtung einer arbeitsmedizinischen Betreuung aus. 
Der besondere militärische Charakter dieser Bau­
lichkeiten und Anlagen liegt sowohl in der 
Beschaffenheit als auch in der Art ihrer Nutzung, 
die durch die militärische Aufgabenstellung bedingt 
ist. Zu diesen ,;Baulichkeiten und Anlagen von 
militärischer Besonderheit" zählen insbesondere 
militärische Befestigungsanlagen und Sperren, 
militärische Munitionsanlagen und Munitionslager, 
verbunkerte Fernmeldeanlagen, ortsfeste Einrich­
tungen der militärischen Luftraumüberwachung 
und besondere Zweckbauten auf Militärflugplät­
zen, die dem militärischen Flugbetrieb dienen. 

Auch für diese in Baulichkeiten und Anlagen von 
militärischer Besonderheit verwendeten Bedienste­
tengruppen ist aber nach der zitierten EG-Richt­
linie dafür Sorge zu tragen, daß eine größt­
mögliche Sicherheit und ein größtmöglicher 
Gesundheitsschutz gewährleistet ist. 

Von den nach der erwähnten EG-Richtlinie und 
auch dem neuen ArbeitnehmerInnenschutzgesetz je 
nach der konkreten betrieblichen Situation zur 
Disposition stehenden arbeitsmedizinischen Betreu­
ungsmodellen (Bestellung von betriebseigenen oder 
externen Arbeitsmedizinern oder Inanspruchnahme 
von arbeitsmedizinischen Zentren) gibt Abs. 3 dem 
Modell einer ressortübergreifenden Betreuung aller 
Bundesdienststellen durch über das gesamte 
Bundesgebiet verteilte arbeitsmedizinische Zentren 
den Vorzug . .  Dies aus nachfolgenden Erwägungen: 

1. Zentraler Ansatzpunkt für den Gesundheits­
schutz ist die Dienststelle. Da die rund 
4 500 Dienststellen des Bundes über das 
gesamte Bundesgebiet verteilt sind, müßte 
auch ein auf die Dienststellen ausgerichteter 
arbeitsmedizinischer Dienst des Bundes 
dezentral organisiert sein. 

2. In vielen politischen Bezirken befindet sich 
jeweils nur eine Dienststelle oder einige 
wenige Dienststellen .desselben Ressorts. Ein 
der Ministerialorganisation nachgebildeter, 
dezentral organisierter arbeitsmedizinischer 
Dienst könnte daher im Hinblick auf das 
dafür erforderliche ärztliche Personal, Fach­
und HiIfspersonal sowie die arbeitsmedizini­
schen Einrichtungen, Geräte usw. nur mit 
hohem Kostenaufwand eing�richtet werden. 
Eine derartige Einrichtung könnte aber von 
einem Ressort kaum wirtschaftlich betrieben 
werden. Auch würden bei einer Ansiedlung 
dieser Einrichtungen auf der Mittel- oder 
Zentralebene der Ministerialorganisation die 
dadurch bedingten längeren Wegzeiten von 
den arbeitsmedizinischen Einrichtungen zu 
den Dienststellen zu Lasten der arbeits­
medizinischen Einsatzzeiten in den Dienst­
stellen gehen. 
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3. Da eine ressortübergreifende Einrichtung 
eines bundeseigenen arbeitsmedizinischen 
Dienstes auch nicht mit dem Grundsatz der 
Ministerverantwortlichkeit vereinbar ist, stellt 
der Entwurf auf eine ressortübergreifende 
externe arbeits medizinische Betreuung ab. 
Die Sicherstellung einer derartigen ressort­
übergreifenden arbeitsmedizinischen Betreu­
ung durch Bestellung von arbeitsmedizini­
schen Zentren wird gemäß Teil 2 lit. a der 
Anlage zum Bundesministeriengesetz 1986 
dem für die zusammenfassende Behandlung 
und Koordination in Angelegenheiten, die 
den Wirkungsbereich mehrerer Bundesmini­
sterien berühren, zuständigen Bundeskanzler­
amt obliegen. 

4. Der Entwurf geht weiters davon aus, daß für 
eine arbeitsmedizinische Betreuung der rund 
144 000 zu betreuenden Bundesbediensteten 
derzeit nicht genügend entsprechend aus­
gebildete Arbeitsmediziner zur Verfügung 
stehen. Bis zu der bis zum Jahre 2000 
angestrebten arbeits medizinischen V ollversor­
gung aller Bundesdienststellen wird es daher 
erforderlich sein, laufend für bestimmte Teile 
des Bundesgebietes Arbeitsmediziner zu 
rekrutieren. Diese Aufgabe kann von bereits 
bestehenden arbeitsmedizinischen Zentren 
weit effektiver als unmittelbar durch den 
Bund wahrgenommen werden. Es erscheint 
aber auch vom verwaltungsökonomischen 
Standpunkt im Hinblick auf die dabei zu 
erwartende Fluktuation nicht vertretbar, daß 
das Bundeskanzleramt über einen Rahmen­
vertrag mit arbeitsmedizinischen Zentren 
hinaus unmittelbar niedergelassene Arbeits­
mediziner, die über die erforderlichen Ein­
richtungen sowie das Fach- und Hilfspersonal 
verfügen, rekrutiert und mit der arbeits­
medizinischen Betreuung einzelner Bundes­
dienststellen beauftragt. Dies schließt jedoch 
nicht aus, daß in Gebieten, die derzeit von 
arbeitsmedizinischen Zentren auf Grund der 
großen Entfernung zum Standort eines 
Zentrums von diesem nicht oder nur sehr 
schwer betreut werden können, auch externe 
Arbeitsmediziner herangezogen werden. 

Abs. 3 geht davon aus, daß die zu bestellenden 
arbeitsmedizinischen Zentren über die erforderliche 
Eignung, die erforderlichen personellen und 
berufsspezifischen Mittel sowie eine ausreichende 
Personalausstattung und entweder über eine 
Bewilligung gemäß § 80 oder eine Ermächtigung 
gemäß § 116 Abs. 3 des Arbeitnehmerlnnenschutz­
gesetzes zum Betrieb verfügen. 

Auf Grund des derzeitigen Mangels an und der 
in den nächsten Jahren zunehmenden Nachfrage 
nach ausgebildeten Arbeitsmedizinern soll bei der 
Einrichtung einer arbeitsmedizinischen Betreuung 
eine Konkurrenzierung unter Bundesdienststellen 

vermieden werden . . Abs. 4 sieht deshalb vor, daß 
alle Bundesdienststellen durch Verordnung der 
Bundesregierung zu arbeitsmedizinischen Betreu­
ungsgebieten zusammengefaßt und von dem für 
dieses Gebiet zu bestellenden arbeitsmedizinischen 
Zentrum betreut werden sollen. 

Zu § 3 b BSG: 

Im Abs. 1 werden die Aufgaben der arbeits­
medizinischen/Zentren allgemein umschrieben. Das 
von den arbeitsmedizinischen Zentren beschäftigte 
Fachpersonal (insbesondere Arbeitsmediziner, aber 
auch im Hinblick auf die zunehmende Bedeutung 
von psychischen Belastungen und Fragen der 
Arbeitsorganisation Gesundheits-,· Arbeits-, 
Betriebs- und Organisationspsychologen) hat die 
Aufgabe, den Dienststellenleiter und seine Bevoll­
mächtigten sowie den für die Aufgaben des 
staatlichen Hochbaues dieser Dienststelle zustän­
digen Gebäudeverwalter. zu beraten und bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen. Es soll 
aber auch die Bediensteten dieser Dienststelle und 
die Personalvertreter auf dem Gebiet des Gesund­
heitsschutzes, der Gesundheitsförderung und der 
menschengerechten Arbeitsgestaltung beraten. 

Gemäß Abs. 2 sind den arbeitsmedizinischen 
Zentren die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Informationen, Unterlagen, Auf­
zeichnungen, Berichte usw. zur Verfügung zu 
stellen. 

Die genannten Vertreter des Dienstgebers Bund 
auf der Dienststellenebene werden in Abs. 3 
verpflichtet, das Fachpersonal des arbeitsmedizini­
schen Zentrums in bestimmten Angelegenheiten 
beizuziehen. Die Aufzählung jener Angelegen-

. heiten, in denen die arbeitsmedizinischen Zentren 
zu beteiligen sind, entspricht mit Ausnahme der 
nach dem Bundesbediensteten-Schutzgesetz nicht 
in Betracht kommenden Beiziehung zu Verwal­
tungsverfahren im Sinne des 8: Abschnittes den im 
§ 81 des Arbeitnehmerlnnenschutzgesetzes ange­
führten Regelungen. 

Zu §§ 13 und 14 BSG: 

Diese Bestimmungen enthalten eine Neufassung 
der Inkrafttretensbestimmungen und der V ollzie­
hungsklausel im Sinne der Legistischeri Richtlinien. 

§ 13 Abs. 3 regelt das schrittweise Inkrafttreten 
der Bestimmungen über die Einführung einer 
arbeitsmedizinischen Betreuung für die unter den 
Geltungsbereich des Bundesbediensteten-Schutzge­
setzes fallenden Bundesdienststellen. 

Bei einer schrittweisen Einführung der arbeits­
medizinischen Betreuung erscheint es aus Gleich­
heitsgründen nicht vertretbar, nach der Größe der 
Dienststellen, in der Bundesbedienstete ihren 
Dienst versehen, oder nach der Ressortzugehörig­
keit zu differenzieren. Der Entwurf sieht statt 
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dessen vor, daß die Dienststellen oder Teile 
derselben je nach der Art und dem Ausmaß der 
für die Gesundheit der Bediensteten auftretenden 
Gefahren gestaffelt werden und die arbeitsmedizi­
nische Betreuung für die besonders gefährdeten 
Bedienstetengruppen vorgezogen wird. 

Dementsprechend sollen nach § 13 Abs. 4 die 
unter den Geltungsbereich des Bundesbediensteten­
Schutzgesetzes fallenden Dienststellen oder Teile 
derselben durch Verordnung der Bundesregierung 
in Gefahrenklassen eingeteilt und die arbeits­
medizinische Vollversorgung aller zu betreuenden 
Bundesbediensteten bis zum Jahr 2000 erreicht 
sem. 

Der Verfassungsausschuß hat diesen Entwurf in 
seiner Sitzung am S. Juli 1994 in Verhandlung 
genommen. 

An der Debatte beteiligten sich die Abge­
ordneten Dr. Dieter A n  t o n  i, Monika L a n g -
t h ai e r, Dr. Harald 0 f n e  r und Dr. Friedhelm 

Irmtraut Karlsson 

Berichterstatterin 

F r  i s c h e n s c hi a g e r  sowIe Staatssekretär Dr. 
Peter K 0 s t e l  k a. 

Bei der Abstimmung hat der Verfassungsaus­
schuß den gegenständlichen Antrag m e h r  s t i m  -
m I g angenommen. 

Weiters traf der Verfassungsausschuß folgende 
Feststellungen: 

"Der Ausschuß hält bei der Beschlußfassung fest, 
daß bei der Umsetzung der Arbeitnehmerschutz­
Richtlinie der EU durch die Länder diese bei der 
Ausgestaltung der arbeitsmedizinischen Betreuung 
nicht an die mit diesem Gesetz gewählte V or­
gangsweise gebunden sind." 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Verfassungsausschuß somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle dem a n  g e s  c hi 0 s s e n  e n 0'. 
G e s e t  z e n  t w u r f die verfassungsmäßige ,. 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 1994 07 OS 

Dr. Edgar Schranz 

Obmann 

1800 der Beilagen XVIII. GP - Bericht und Antrag NR (gescanntes Original)4 von 6

www.parlament.gv.at



1800 der Beilagen 5 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesbe­
diensteten-Schutzgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Bundesbediensteten-Schutzgesetz, BGBL 
Nr. 164/1977, zuletzt geändert durch das Bundes­
gesetz BGBL Nr. 323/1977, wird wie folgt 
geändert: 

1. Nach § 3 werden folgende §§ 3 a und 3 b 
eingefügt: 

"Arbeitsmedizinische Betreuung 

§ 3 a. (1) Der Bund hat für die unter den 
Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes fallenden 
Dienststellen eine arbeitsmedizinische Betreuung 
einzurichten. 

(2) Abs. 1 ist auf Dienststellen oder Teile von 
solchen in Baulichkeiten und Anlagen von 
militärischer Besonderheit, deren Errichtung und 
Verwaltung gemäß Teil 2 lit. I der Anlage zum 
Bundesministeriengesetz 1986, BGBL Nr. 76, in 
den Wirkungsbereich des Bundesministeriums für 
Landesverteidigung fallen, nur insoweit anzuwen­
den, als es der besondere militärische Zweck dieser 
Baulichkeiten und Anlagen zuläßt. 

(3) Die arbeitsmedizinische Betreuung hat durch 
vom Bundesminister für Arbeit und Soziales gemäß 
den §§ 80 oder 116 Abs. 3 des ArbeitnehmerIn� 
nenschutzgesetzes - ASchG, BGBL Nr . . . .11994, 
bewilligte arbeitsmedizinische Zentren zu erfolgen . .  

(4) Durch Verordnung der Bundesregierung sind 
die zu betreuenden Dienststellen (Dienststellen­
teile) unter Bedachtnahme auf ihre geographische 
Lage und bestmögliche Erreichbarkeit zu arbeits­
medizinischen Betreuungsgebieten zusammenzufas­
sen. 

Aufgaben, Information und Beiziehung des arbeits­
medizinischen Zentrums 

§ 3 b. (1) Das arbeitsmedizinische Zentrum hat 
die. Aufgabe, den Dienststellenleiter und seine 
Bevollmächtigten, den für die Aufgaben des 

staatlichen Hochbaues dieser Dienststelle zustän­
digen Gebäudeverwalter, die Bediensteten dieser 
Dienststelle und die Vertreter der zuständigen 
Personalvertretung auf dem Gebiet des Gesund­
heitsschutzes, der auf die Arbeitsbedingungen 
bezogenen Gesundheitsförderung und der men­
schengerechten Arbeitsgestaltung zu beraten und 
die Vertreter des Dienstgebers bei der Erfüllung 
ihrer PflicJ:iten auf diesen Gebieten zu unterstützen. 

(2) Der Dienststellenleiter und seine Bevoll­
mächtigten sowie der für die Aufga�en des 
staatlichen Hochbaues dieser Dienststelle zustän­
dige Gebäudeverwalter haben dem arbeitsmedizi­
nischem Zentrum alle zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderlichen Informationen und Unter­
lagen zur Verfügung zu stellen, insbesondere 
betreffend die Sicherheits- und Gesundheitsschutz­
dokumente, Aufzeichnungen und Berichte über 
Dienst- und Arbeitsunfälle, die Ergebnisse von 
Messungen betreffend gefährliche Arbeitsstoffe und 
Lärm sowie von sonstigen für die Sicherheit und 
den Gesundheitsschutz . maßgebenden Messungen 
und Untersuchungen. Das arbeitsmedizinische 
Zentrum ist gesondert zu informieren, wenn 
Bedienstete aufgenommen oder der betreffenden 
Dienststelle länger als. drei Monate dienstzugeteilt 
werden. 

(3) Die Vertreter des Dienstgebers haben das 
arbeitsmedizinische Zentrum hinzuzuziehen: 

1. in allen Fragen der Erhaltung und Förde­
rung der Gesundheit am Arbeitsplatz, 

2. bei der Planung von Arbeitsstätten, 
3. bei der Beschaffung oder Änderung von 

Arbeitsmitteln, 
4. bei der Einführung oder Änderung von 

Arbeitsverfahren und der Einführung von 
Arbeitsstoffen, 

5. bei der Erprobung und Auswahl von 
persönlichen Schutzausrüstungen, 

6. in arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologi­
schen und sonstigen ergonomischen sowie 
arbeitshygienischen Fragen, insbesondere des 
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Arbeitsrhythmus, der Dienstzeit- und Pau­
senregelung, der Gestaltung der Arbeits­
plätze und des Arbeitsablaufes, 

7. bei der Organisation der Ersten Hilfe, 
8. in Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie der 

Eingliederung und . Wiedereingliederung 
Behinderter in den Arbeitsprozeß, 

9. bei der Ermittlung und Beurteilung mögli­
cher Gefahren für die Bediensteten, 

10. bei der Festlegung von Maßnahmen zur 
Gefahrenverhütung und 

11. bei der Organisation der Unterweisung und 
bei der Erstellung von Betriebsanweisungen." 

2. An die Stelle des § 13 treten folgende 
Bestimmungen: 

"Inkrafttreten 

§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 
1978 in Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes­
gesetzes und seiner Novellen können ab dem Tage 
der Kundmachung dieses Bundesgesetzes oder der 
betreffenden Novelle erlassen werden. Die Ver­
ordnungen treten frühestens mit dem Tag in Kraft, 
mit dem die betreffende Verordnungsermächtigung 
in Kraft tritt. 

(3) § 3 a samt überschrift in der Fass�ng des 
Bundesgesetzes BGBI. Nr. XXX/1994 tritt für die 
unter den Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes 
fallenden Dienststellen (Dienststellenteile) je nach 

den in diesen auftretenden Gefährdungen für die 
Gesundheit der Bediensteten (Gefährdungspoten­
tial) nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 
in Kraft: 

1. für Dienststellen (Dienststellenteile) mit einem 
höheren Gefährdungspotential mit 1. Juli 
1995, 

2. für Dienststellen (Dienststellenteile) mit einem 
mittleren Gefährdungspotential mit 1. Jänner 
1997 und 

3. für Dienststellen (Dienststellenteile) mit einem 
geringen Gefährdungspotential mit 1. Jänner 
2000. 

(4) Durch Verordnung der Bundesregierung sind 
die unter den Geltungsbereich dieses Bundes­
gesetzes fallenden Dienststellen (Dienststellenteile) 
den Z 1 bis 3 des Abs. 3 zuzuordnen. 

(5) § 3 b samt überschrift, die Abs. 2 und 4 und 
§ 14 samt überschrift in der Fassung des Bundes­
gesetzes BGBI. Nr. XXX/1994 treten mit 
1. Jänner 1995 in Kraft. 

Vollziehung 

§ 14. Mit der Vollziehung des § 5 Abs. 1 und 2 
und der §§ 6 bis 9 ist der Bundesminister für Arbeit 
und Soziales, mit der Vollziehung der sonstigen 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die 
Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch, die 
nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers 
betreffen, dieser Bundesminister betraut." 
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